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(A) (C)

(B) (D)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 a bis 11 c auf:

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes
zur Einrichtung des Deutschen Ethikrats
(Ethikratgesetz � EthRG)

� Drucksache 16/2856 �

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung (18. Ausschuss) 

� Drucksache 16/5136 �

Berichterstattung:
Abgeordnete Eberhard Gienger 
René Röspel 
Cornelia Pieper 
Dr. Petra Sitte 
Priska Hinz (Herborn)

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss) 

� zu dem Antrag der Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN

Einsetzung eines Ethik-Komitees des Deut-
schen Bundestages

� zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Ilja
Seifert, Monika Knoche, Hüseyin-Kenan
Aydin, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der LINKEN

Einsetzung eines Ethik-Komitees des Deut-
schen Bundestages 

� zu dem Antrag der Abgeordneten Michael
Kauch, Cornelia Pieper, Uwe Barth, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Einrichtung eines Parlamentarischen Beira-
tes für Bio- und Medizinethik

� Drucksachen 16/3199, 16/3277, 16/3289, 16/5136 � 

Berichterstattung:
Abgeordnete Eberhard Gienger 
René Röspel 
Cornelia Pieper
Dr. Petra Sitte 
Priska Hinz (Herborn)

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Eberhard Gienger, Ilse Aigner, Michael
Kretschmer, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten René
Röspel, Jörg Tauss, Nicolette Kressl, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Einrichtung eines Parlamentarischen Beirates
zu Fragen der Ethik insbesondere in den Le-
benswissenschaften (Ethikbeirat)

� Drucksache 16/5128 � 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. � Ich
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Thomas Rachel.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Jörg Tauss [SPD])

Thomas Rachel, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Bildung und Forschung: 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auf dem schwierigen
Gebiet der Lebenswissenschaften und ihrer Anwendung
auf den Menschen hat sich in der Vergangenheit gezeigt,
wie wertvoll es für Parlament und Regierung ist, exter-
nen Sachverstand in die Diskussion einzubeziehen. So
kann das notwendige Expertenwissen die Debatte berei-
chern.

(Michael Kretschmer [CDU/CSU]: Genau!)

Ein wesentliches Ziel des vorliegenden Gesetzent-
wurfes ist es, die Arbeiten eines auf Dauer angelegten
bioethischen Beratungsgremiums auf eine gesetzliche
Grundlage zu stellen.

(Markus Grübel [CDU/CSU]: Und das ist gut 
so!)

Das ist ein Riesenfortschritt. Damit greift die Bundesre-
gierung die Kritik aus den Reihen des Bundestages an
der Art der Einrichtung des Nationalen Ethikrates auf.
Dieser wurde damals ohne Einbindung des Parlaments
und ohne gesetzliche Grundlage beim damaligen Bun-
deskanzler angesiedelt.

Der Deutsche Ethikrat wird den Nationalen Ethikrat
ersetzten. Der Deutsche Ethikrat soll jedoch nicht nur
die Bundesregierung, sondern auch den Bundestag bera-
ten. Damit gehen Bundesregierung und Bundestag in
dieser Frage nunmehr aufeinander zu. 

Dementsprechend wird das Parlament einbezogen,
und zwar nicht nur bei der Errichtung des Ethikrates,
sondern auch bei der Ernennung der Sachverständigen.
Die 26 Mitglieder des Ethikrates werden zu gleichen
Teilen vom Bundestag und von der Bundesregierung
vorgeschlagen und durch den Präsidenten des Deutschen
Bundestages berufen. Es wurde auch gezielt ein Beru-
fungsverfahren gewählt, durch das dem Parlament und
der Regierung gleichermaßen die Verantwortung für eine
ausgewogene Zusammensetzung des Gremiums zuge-
schrieben wird. Im Übrigen: Mit dem Deutschen Ethik-
rat erhält die Opposition erstmals die Möglichkeit,
Sachverständige für einen Ethikrat auszuwählen, eine
Möglichkeit, die sie beim rot-grünen Nationalen Ethikrat
nicht hatte.

(Markus Grübel [CDU/CSU]: Genau!)

Durch eine breite fachliche Zusammensetzung wird
sichergestellt, dass ein interdisziplinäres, plurales Spek-
trum und auch unterschiedliche weltanschauliche An-
sätze vertreten sind. Die Funktion dieses Ethikrates wird
die wissenschaftsgeleitete Beratung von Politik und Ge-
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sellschaft sein. Damit ist klar, dass die Verantwortung
für den politischen Entscheidungsprozess und auch für
die Entscheidungen ausschließlich bei uns im Parlament
und bei der Bundesregierung liegt. Diese klare Trennung
in Beratungsinstanz auf der einen Seite und Entschei-
dungsinstanz auf der anderen Seite ist auch Ausdruck
des wechselseitigen Respekts vor der spezifischen Rolle
und der Verantwortung des Deutschen Ethikrates auf der
einen Seite und des Bundestages und der Bundesregie-
rung auf der anderen Seite. 

Konstitutives Element des Deutschen Ethikrates ist
dabei die Unabhängigkeit seiner Mitglieder vor staatli-
cher Einflussnahme. Daraus folgt eben auch die Unab-
hängigkeit der wissenschaftsbasierten Beratung. Auf der
anderen Seite bleiben Bundestag und Bundesregierung
frei, sich zu entscheiden, auf welche Weise sie Stellung-
nahmen des Deutschen Ethikrates in den politischen Dis-
kussions- und Entscheidungsprozess einfließen lassen
wollen oder ob sie sie eben verwerfen. 

Der Vorschlag des Bündnisses 90/Die Grünen und der
Linken für ein ständiges Ethikkomitee ist darauf ange-
legt, den Nationalen Ethikrat und die Struktur der
Enquete-Kommission in einem einzigen Gremium zu-
sammenzuführen. Dieser Weg überzeugt aber nicht;
denn nicht ohne Grund ist in der derzeitigen Geschäfts-
ordnung des Bundestages die Möglichkeit eines dauer-
haft angelegten Ethikkomitees unter Einbeziehung exter-
ner Sachverständiger nicht vorgesehen. Stellungnahmen
einer auf Dauer eingerichteten Enquete-Kommission
können letztlich nämlich eine hohe faktische Bindungs-
wirkung für das Parlament entfalten und damit die Parla-
mentarier in ihrer unabhängigen Entscheidungsfindung
einschränken. Gerade in Fragen der Ethik ist jeder Abge-
ordnete ausschließlich seinem Gewissen unterworfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Fragen der Lebenswissenschaften können eben nicht
an ein fest institutionalisiertes Gremium delegiert wer-
den. Für die ethische Urteilsbildung und auch für die
Entscheidung sind schließlich alle Abgeordneten des
Bundestages zuständig. 

Da der Ethikrat zudem als reines Beratungsgremium
gerade in Richtung Politik konstruiert ist, ist es auch fol-
gerichtig, dass ihm weder Vertreter der Bundesregierung
noch Mitglieder des Bundestages angehören. Gleichzei-
tig ist es aber wichtig, dass der Bundestag für sich be-
stimmt, in welcher Weise er eine gute Zusammenarbeit
zwischen dem Parlament und dem Ethikrat organisieren
möchte. Ich denke, dass die SPD-Fraktion und die CDU/
CSU-Fraktion mit ihrem Vorschlag für einen Parlamen-
tarischen Beirat eine angemessene Lösung entwickelt
haben, durch die ein parlamentarischer Begleitprozess
sichergestellt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Allerdings sollten auch in diesem Zusammenhang
eine Doppelstruktur und eine Vermischung zwischen Be-
ratungsinstanz und Entscheidungsgremium unbedingt
vermieden werden;

(Beifall der Abg. Ilse Aigner [CDU/CSU] so-
wie der Abg. Nicolette Kressl [SPD])

denn es gilt das vorhin Gesagte: Es soll kein Sonder-
komitee für ethische Fragen entstehen, das dem Ent-
scheidungsfindungsprozess des Bundestages und auch
der Ausschüsse vorgreift.

Meine Damen und Herren, für die Wahrnehmung in
der Öffentlichkeit und auch im Parlament sowie für das
Vertrauen des Parlaments und der Regierung ist es wich-
tig, dass der Deutsche Ethikrat seine Stellungnahmen,
seine Expertisen, seine Empfehlungen und seine Be-
richte veröffentlicht, wie es auch vorgesehen ist.

Der Deutsche Ethikrat tagt auf Antrag der beiden
Koalitionsfraktionen grundsätzlich öffentlich. Ihm muss
natürlich auch das Recht zustehen, vertraulich zu bera-
ten, denn er braucht Freiraum für den Austausch und die
Meinungsbildung im vertraulichen Raum. Dieses Recht,
ohne Öffentlichkeit, ohne Mitglieder der Bundesregie-
rung oder Parlamentarier tagen zu können, ist für die Ar-
beit eines unabhängigen Sachverständigengremiums
unverzichtbar. Dementsprechend räumt auch der Ände-
rungsantrag der Koalitionsfraktionen ausdrücklich die
Möglichkeit nichtöffentlicher Sitzungen ein.

Wir müssen uns darüber Gedanken machen, wie wir
mit dem rasanten Fortschritt in den Lebenswissenschaf-
ten umgehen. Die vielfältigen Fragen werden uns dabei
noch lange und immer wieder beschäftigen und vor neue
Herausforderungen und Probleme stellen. Für unsere
Gesellschaft hängt viel davon ab; denn zum einen ist die
Forschungsfreiheit ein wesentlicher Teil einer freiheitli-
chen Gesellschaft,

(Beifall des Abg. René Röspel [SPD])

zum anderen müssen die Menschenwürde und das
Grundrecht auf Leben auch in Zukunft der Grundstein
einer humanen Gesellschaft sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Die bioethische Debatte im Parlament und in der Ge-
sellschaft wird insgesamt schwierig bleiben. Für sie wird
der Deutsche Ethikrat � so hoffen wir � eine wertvolle
fachliche Unterstützung sein. In diesem Sinne bitte ich
Sie um Unterstützung des Gesetzentwurfes.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Der Kollege Uwe Barth von der FDP-Fraktion hat

seine Rede zu Protokoll gegeben.1)

Deswegen gebe ich jetzt das Wort dem Kollegen René
Röspel, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

René Röspel (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Nach Ende der letzten Legislaturperiode und mit

1) Anlage 4
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dem Auslaufen der Enquete-Kommission �Ethik und
Recht der modernen Medizin� hat sich eine Gruppe von
Parlamentariern fast aller Fraktionen � von CDU/CSU,
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke � Ende
letzten Jahres zusammengesetzt und die Frage gestellt,
wie die Ethikdebatte in Deutschland weiter organisiert
wird und wie sie stattfinden wird. Das Ergebnis dieser
interfraktionellen Diskussion haben wir heute in Form
der Anträge von Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke
vorliegen, die zwar wortgleich sind, aber trotzdem ge-
trennt eingebracht worden sind.

Ich will keinen Hehl daraus machen, dass ich nach
wie vor große Sympathien für dieses eingebrachte Mo-
dell habe. Warum ist das so? Nach diesem Modell würde
das Ethikgremium jeweils zur Hälfte aus Abgeordneten
des Bundestages und aus Sachverständigen bestehen.
Dies ähnelte dem Ethikkommissionsprinzip. Bundesmi-
nisterin Schavan hat diese interfraktionelle Initiative mit
ihrem Gesetzentwurf zunächst zunichte gemacht. Parla-
mentarier sollten in der Ethikdiskussion und -beratung
keine Rolle spielen. 

Natürlich kann man sagen, es reicht, wenn uns
externe Gremien beraten und Stellungnahmen übersen-
den. Wir erleben in unserem Geschäft täglich, dass wir
50- bis 200-seitige Stellungnahmen und Expertisen auf
den Tisch bekommen. Meine Erfahrung ist die, dass es
etwas völlig anderes ist, ob man einen Bericht auf den
Tisch gelegt bekommt oder ob man ihn selbst mit erar-
beitet hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Erfahrung aus der Enquete-Kommission ist:
Gerade der Dialog und der Diskurs zwischen den Sach-
verständigen auf der einen Seite und den Abgeordne-
ten auf der anderen Seite waren das Entscheidende und
das Produktive dieser Kommission. 

Zur Stellungnahme der Enquete-Kommission zur Pal-
liativmedizin wurde uns beispielsweise durch einen Pal-
liativmediziner als sachverständiges Mitglied der
Enquete-Kommission die medizinische Expertise er-
stellt. Wir haben von den anderen Sachverständigen
Stellungnahmen zu den theologischen und philosophi-
schen Fragen erhalten, und wir haben als Abgeordnete
die politische Einordnung einbringen können. Gemein-
sam haben wir darüber beraten, was nötig ist und was
möglich ist. Ich glaube, das war ein guter und produkti-
ver Prozess, in dem Impulse gesetzt und das Machbare
abgeschätzt werden konnte.

Übrigens hat am Montag dieser Woche der Nationale
Ethikrat eine Stellungnahme zur Organspende vorgelegt.
Soweit ich das mitbekommen habe, war die Kritik aller
Fraktionen des Hauses sowie der Verbände und Kam-
mern sehr groß und eher heftig. Vielleicht wäre dies an-
ders ausgefallen, wenn Parlamentarier an der Beratung
dieser Stellungnahmen teilgenommen hätten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich darf mir erlauben, noch einen Nebenaspekt anzu-
sprechen. Die Enquete-Kommission hat eine Reihe von
Veranstaltungen vor Ort durchgeführt. Wir haben an der
Universität Jena und der Universität Tübingen mit enga-
gierten Bürgerinnen und Bürgern aus Bioethikinitiativen
diskutiert. Wir haben die Bodelschwinghschen Anstalten
in Bethel besucht und waren in den Alsterdorfer Klini-
ken in Hamburg. Wir sind dort als Kommission des
Deutschen Bundestages aufgetreten und so aufgenom-
men worden. Wir haben den Respekt des Parlaments für
die Arbeit, die dort jeweils geleistet wird, und Informa-
tionen über die Gesetzgebung und unsere Positionsfin-
dung weitergeben können. Aber wir haben von diesen
Veranstaltungen vor Ort � anders, als das sicherlich
möglich ist, wenn man dort als einzelner Abgeordneter
auftritt � auch etwas mitnehmen können: Informatio-
nen, Meinungen und Eindrücke von der Arbeit vor Ort.
Das war eine wertvolle Erfahrung. Ich glaube, der Bun-
destag hat in diesen Veranstaltungen nicht das schlech-
teste Bild abgegeben. 

(Beifall bei der SPD)

Als wir im November den Entwurf des Gesetzes zur
Einrichtung eines Deutschen Ethikrates in erster Lesung
beraten haben � ich konnte leider nicht anwesend sein;
danke für die damaligen Genesungswünsche �, sah der
Gesetzentwurf anders aus: Parlamentarier sollten nicht
am Ethikrat beteiligt sein. Die große Mehrheit der SPD-
Fraktion hat das als falsch angesehen. Schon in der De-
batte vor sechs Monaten wurde klar, dass wir damit nicht
allein sind. Kollege Lammert ist damals als Abgeordne-
ter an das Rednerpult gegangen und hat, wie das Kollege
Dr. Rossmann richtig sagte, eine sehr präsidiale Rede
gehalten. Er hat den Entwurf eines Gesetzes zur Einrich-
tung eines Deutschen Ethikrates als eine sehr gute
Grundlage für die weitere Debatte bezeichnet und
gleichzeitig aus seiner Sicht einige Punkte benannt, die
der Verbesserung bedurften. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir haben das aufgenommen, auch die Vorschläge
von Herrn Lammert in den Gesetzentwurf von Frau
Schavan einfließen lassen und ihn in jeder Hinsicht zum
Positiven verändert. Die zunächst geplante Beschrän-
kung der Arbeit und Aufgaben des Deutschen Ethikrats
auf den Bereich der Lebenswissenschaften haben wir be-
seitigt und den Aufgabenbereich ausgedehnt. Natürlich
ist die Befassung mit der Stammzellforschung eine ethi-
sche Aufgabe. Aber nicht nur diese ethische Frage ist
wichtig. Die Menschen interessiert vielmehr folgende
Frage: Wie geht man mit Patientenverfügungen, Organ-
spenden, Palliativmedizin oder Hospizarbeit um? Die
Erweiterung des Aufgabenspektrums des Deutschen
Ethikrats, wie wir dies erreicht haben, bedeutet, dass
sich der Deutsche Ethikrat auch mit diesen Themen be-
fassen kann. 

Die SPD-Fraktion hat aber vor allem die Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestages wieder mit ins Boot der
ethischen Debatte geholt. Nach langen Verhandlungen
mit der größten Fraktion des Hauses, unserem Koali-
tionspartner, haben wir es � anders, als es zunächst im
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Gesetzentwurf vorgesehen war � geschafft, den Bundes-
tag mit der Einrichtung eines Parlamentarischen
Ethikbeirates wieder an der Diskussion über Ethikfra-
gen zu beteiligen. Die Abgeordneten werden die Debat-
ten des Deutschen Ethikrates künftig parlamentarisch
begleiten und unterstützen. Sie werden die Stellungnah-
men und Berichte des Deutschen Ethikrates beraten. Sie
werden dazu zwar keine eigenen Stellungnahmen abge-
ben können; aber das Pingpongspiel auf ethischer Ebene
ist ja nicht immer produktiv gewesen. Sie werden vor al-
len Dingen einschlägige Gesetzgebungsprozesse auf na-
tionaler und europäischer Ebene begleiten können und
entsprechend der Geschäftsordnung des Bundestages
wie jeder Ausschuss daran mitarbeiten können. 

Das ist eine deutliche Verbesserung gegenüber dem,
was im November vorgeschlagen wurde. 

Ich bedauere es ausdrücklich, dass wir es nicht ge-
schafft haben, in der organisatorischen Frage eine inter-
fraktionelle Lösung hinzubekommen. Die SPD-Fraktion
will sach- und fachkundige Beratungen. Das ist jetzt
möglich. Wir schaffen es mit dem Ethikbeirat beim
Deutschen Bundestag, die außerparlamentarische De-
batte über ethische Fragen mit der im Parlament zu ver-
zahnen. 

Ich glaube, je breiter, je transparenter und je unter-
schiedlicher vom Spektrum her die Gremien zusammen-
gesetzt sind, desto mehr werden sie selbst und ihre Stel-
lungnahmen akzeptiert. Das ist meine Erfahrung. Viel
hängt eben auch von der Zusammensetzung solcher Gre-
mien ab. 

Es ist sehr häufig kritisiert worden � das ist aber das
Wesen der Großen Koalition �, dass die Regierungsfrak-
tionen einen großen Anteil der Mitglieder des Deutschen
Ethikrates benennen werden. Das hat sicher mit der
Größe der Koalition zu tun. Aber vielleicht schaffen es
alle Fraktionen zusammen � das ist mein Angebot �, im
Sinne einer größtmöglichen Unterschiedlichkeit der ein-
zelnen zu berufenden Sachverständigen ein Tableau hin-
zubekommen, das die Breite der ethischen Debatte wi-
derspiegelt. Wenn wir das im Vorfeld der Benennung der
jeweiligen Sachverständigen schaffen, dann haben wir,
glaube ich, einen guten Weg eingeschlagen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Wir haben lange genug über die organisatorischen
Fragen diskutiert. Jetzt müssen wir die ethischen Fragen
und Sachfragen in den Vordergrund stellen. Es wird ge-
nug Arbeit für den Ethikrat, den Parlamentarischen Bei-
rat und vor allen Dingen für uns Parlamentarier geben.
Denn letztendlich sind wir diejenigen, die in diesem Ho-
hen Hause eigenverantwortlich und individuell über
schwierige ethische Fragen abstimmen müssen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Ich gebe das Wort dem Kollegen Dr. Ilja Seifert,

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren, die Sie noch so zahl-
reich auf der Tribüne sitzen! Wir führen heute scheinbar
eine rein formale Strukturdebatte. Mir ist aber so deut-
lich wie selten in meinem Leben aufgefallen, wie stark
in formalen Strukturdebatten Machtfragen ausgetragen
werden. Hier wurde mit Macht durchgesetzt, dass das
Parlament in ethischen Debatten nichts zu sagen haben
soll.

(Jörg Tauss [SPD]: Was?)

� Ja, Herr Tauss. Sie sollten genauer lesen, was in Ihrem
Antrag steht. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN � Jörg Tauss [SPD]:
Ich bin wohl gerade in der falschen Veranstal-
tung!)

Wie Kollege Röspel gerade ausführlich dargestellt
hat, haben wir versucht, aus der Mitte des Parlaments
heraus, die guten Erfahrungen der Enquete-Kommissio-
nen nutzend, ein Gremium zu schaffen, in dem der Sach-
verstand von Fachleuten und von Politikerinnen und
Politikern zusammengeführt wird.

(René Röspel [SPD]: Aber das Parlament ist 
jetzt wieder dabei!)

� Ich komme gleich noch auf euren famosen Beirat zu
sprechen.

(Dr. Reinhard Loske [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Zieht euch warm an!)

Der Sachverstand von beiden Seiten fügt sich � das
habe ich in der Enquete-Kommission erlebt � sehr gut
zusammen. Man kann zwar nicht verlangen, dass jeder
Politiker und jede Politikerin die letzten Neuigkeiten der
Stammzellforschung und die neuesten ethischen Debat-
ten auf der religiösen, philosophischen oder sonstigen
Ebene in allen Details kennt; aber ich kann auch nicht
von Ethikern, Stammzellforscherinnen und -forschern,
Ärztinnen und Ärzten und allen sonstigen Fachleuten er-
warten, dass sie wissen, wie Politik funktioniert. 

(Beifall bei der LINKEN)

Das eine kann und muss das andere befruchten, indem
man miteinander redet und gemeinsam Vorschläge un-
terbreitet. Das ist die große Chance der Enquete-Kom-
missionen. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN sowie 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist auch die große Chance des von uns vorgeschlage-
nen Ethikkomitees. 

Dieses ist mit einem Machtwort der Ministerin zu-
nichte gemacht worden. Deswegen weiß ich jetzt, wie
machtvoll Strukturdebatten enden. Bedauerlicherweise
� das muss ich leider feststellen, lieber Reinhard Loske �
hat auch reine parteipolitische Kleinkrämerei von eurer
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Seite dazu geführt, dass wir keinen gemeinsamen Antrag
einbringen konnten. Wir mussten zwei verschiedene An-
träge einbringen, die inhaltlich gleich sind. Das ist ein
bisschen lächerlich. 

Wir können uns aber auch lächerlich machen, indem
wir � das wäre viel schlimmer � dem Vorurteil Vorschub
leisten, dass Politikerinnen und Politiker nicht in der
Lage sind, ihre Aufgaben richtig wahrzunehmen. 

Worum geht es? Jetzt soll ein Ethikgremium entste-
hen � der Staatssekretär hat es bereits angesprochen �,
das Diener zweier Herren ist, nämlich der Regierung und
des Parlaments. Jeder weiß, dass es immer schwierig ist,
Diener zweier Herren zu sein.

(Jörg Tauss [SPD]: Es sind unabhängige Per-
sönlichkeiten, keine Diener! Was haben Sie
denn für ein Verständnis?)

� Ich habe gelernt, dass Exekutive und Legislative zwei
getrennte Machtbereiche sind.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich habe auch gelernt, dass die Legislative � also wir �
die Exekutive beauftragt, nicht umgekehrt. 

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sollen die Exekutive beauftragen und kontrollieren,
mein lieber Kollege. Praktisch läuft es jetzt aber anders-
herum: Die Exekutive schafft sich ein Gremium und er-
laubt uns, den Oppositionsparteien, drei von sechs Sach-
verständigen zu benennen. Das erscheint geradezu
unglaublich demokratisch.

Wir, das Parlament, also Sie, meine lieben Kollegin-
nen und Kollegen, ebenso wie ich, tun so, als ob uns das
nicht entmannen würde. Was passiert denn, wenn wir ei-
nen Beirat berufen, der nichts anderes ist als der Brief-
träger zwischen dem Ethikrat und der Regierung? 

(Jörg Tauss [SPD]: Quatsch! Also Entschuldi-
gung! � René Röspel [SPD]: Nein!)

� Ja, selbstverständlich! Wir dürfen Briefe entgegenneh-
men, wir dürfen sie sogar lesen und dann weiterreichen.
Aber wir dürfen nicht einmal eine Meinung dazu äußern.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Umgekehrt darf dieser Beirat sich überlegen, was er den
Ethikrat fragt. Wo sind wir denn? 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nicht die Parlamentarierinnen und Parlamentarier sind
der Beirat. Bis jetzt war es immer umgekehrt: Das Parla-
ment schafft sich Beiräte, in denen beraten wird, und be-
rät nicht andere. Wo gibt es denn so etwas? 

Dann wird bekannt, dass der jetzt noch existierende
Ethikrat � man muss sich das einmal auf der Zunge zer-
gehen lassen: ein Rat, der sich mit ethischen Fragen be-
fasst � Menschen generell erst einmal als Ersatzteilla-
ger ansieht. 

(Jörg Tauss [SPD]: Herr Seifert!)

Nur wenn man sagt, dass man kein Ersatzteillager ist,
wird man nicht als solches angesehen. 

(Dr. Carl-Christian Dressel [SPD]: Organspen-
der als Ersatzteillager zu bezeichnen, ist eine
Frechheit!)

� Was ist der Vorschlag denn anderes? 

(Zuruf von der SPD: Schämen Sie sich!)

� Ich schäme mich überhaupt nicht dafür, dass ich dieser
Meinung bin. 

Wir haben in diesem Parlament den Kompromiss be-
züglich der Organspende in sehr langen Debatten und
unter sehr großen Schwierigkeiten mühsam errungen.

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Herr Kollege Seifert, ich muss Sie an Ihre Redezeit

erinnern.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist auch gut so! 
Es reicht!)

Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin, ich bitte um Entschuldigung. Ich

habe nicht auf die Uhr geschaut. � Dieser mühsam errun-
gene Kompromiss wird jetzt, eben weil keine Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier im Ethikrat vertreten
sind, 

(Nicolette Kressl [SPD]: Die dürfen sich doch 
äußern; dazu sind sie doch da!)

einfach über Bord geworfen nach dem Motto: Erst ein-
mal ist jeder Organspender, und nur wenn er ausdrück-
lich Nein dazu sagt, ist er es nicht. Das ist eine ganz
große Umkehrung der bisherigen Verhältnisse, die so
nicht stattfinden sollte. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN �
Dr. Carl-Christian Dressel [SPD]: Das ist Ihre
Auffassung von Meinungsfreiheit und Wissen-
schaftsfreiheit?)

� Meinungsfreiheit und Wissenschaftsfreiheit sind etwas
anderes als die Festlegung, dass jemand Organspender
ist, ob er will oder nicht. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Herr Kollege Seifert, Ihre Redezeit ist jetzt weit über-

schritten. 

Dr. Ilja Seifert (DIE LINKE): 
Entschuldigen Sie bitte. Ich danke für Ihre Geduld. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Das Wort hat der Kollege Dr. Reinhard Loske, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

Dr. Reinhard Loske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Viel Richtiges ist gerade in der letzten Rede gesagt wor-
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den. Ich erinnere noch einmal daran, dass wir am
9. November letzten Jahres eine Diskussion zum Gesetz-
entwurf von Frau Schavan, von der Bundesregierung
hatten. Die Punkte, die wir seinerzeit vorgetragen haben,
möchte ich hier telegrammartig wiedergeben. Dann
möchte ich auf die angeblich so großen Veränderungen,
die der Kollege Röspel hier geschildert hat, zurückkom-
men. 

Unsere Punkte waren die folgenden: Erstens waren
wir der Meinung, dass es eine Anmaßung der Regierung
ist, dem Parlament vorschreiben zu wollen, wie es sich
bioethisch beraten lassen soll. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Zweitens waren wir der Meinung, dass ein Herausdrän-
gen des Parlaments und der Parlamentarier aus der bio-
ethischen Debatte unverantwortlich und unakzeptabel
ist. Wir waren drittens der Meinung, dass wir es hier mit
einer Verletzung von Oppositionsrechten zu tun haben, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

weil die Bundesregierung sich einer doppelten Mehrheit
bedient. Wir waren viertens der Meinung, dass das
Outsourcing von Beratung gerade bei diesem schwieri-
gen bioethischen Thema völlig falsch ist. Denn es geht
nicht nur um ethische und biomedizinische, sondern
auch um gesellschaftspolitische Fragen. Dieser letzte
Ast ist ohne Not abgeschnitten worden. Auch das halten
wir für falsch. Wir waren fünftens der Meinung, dass das
vorgesehene Tagen hinter verschlossenen Türen unak-
zeptabel ist. Wir haben sechstens das, was der Kollege
Röttgen hier vorgetragen hatte � er hat das Thema iro-
nisch durch den Kakao gezogen und gesagt, dass nichts
Vernünftiges dabei herauskommen kann, wenn Abge-
ordnete Abgeordnete beraten �, zurückgewiesen, weil
wir der Meinung waren, dass die Enquete-Kommissio-
nen gute Arbeit geleistet haben und dass auch in unseren
Ausschüssen im Regelfall gute Arbeit geleistet wird.
Deshalb ist der Vorwurf, dass nichts dabei herauskom-
men kann, wenn Abgeordnete Abgeordnete beraten, tö-
richt und falsch. Das waren unsere wesentlichen Argu-
mente.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt zu den angeblichen Änderungen. Lieber René
Röspel, Sie wissen, ich schätze Sie sehr; aber das, was
Sie hier erzählen, stimmt nun wirklich nicht.

(Jörg Tauss [SPD]: Doch! Herr Röspel ist über 
jeden Zweifel erhaben!)

Sie reden hier so, als wenn der Gesetzentwurf sozusagen
vom Kopf auf die Füße gestellt worden wäre, haben aber
tatsächlich überhaupt nichts verändert. Ihre Änderungen
sind absolute Petitessen, absolute Kleinigkeiten. Das
Einzige, wo man mit etwas Wohlwollen sagen könnte,
dass etwas verändert worden ist, ist die Frage der Trans-
parenz. Früher hieß es: Im Regelfall wird nichtöffent-
lich getagt. Jetzt heißt es: Es kann nichtöffentlich getagt
werden. Das heißt also, der Ethikrat befindet nach wie

vor alleine darüber, welches Maß an Öffentlichkeit er
zulässt. Bei aller Freundschaft, das ist doch keine Trans-
parenz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Was die Rechte des Parlaments betrifft, so kann man
sagen: Sie haben es nicht geschafft, eine direkte Beteili-
gung von Abgeordneten in diesem Gremium sicherzu-
stellen. Es gilt nach wie vor der Satz: Die Regierung
maßt sich an, die Abgeordneten aus der biopolitischen
und bioethischen Beratung herauszudrängen. Das ist für
uns vollkommen inakzeptabel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Ebenfalls inakzeptabel für uns ist die doppelte Siche-
rung von Mehrheiten: Die Hälfte der Sachverständigen
wird von der Regierung vorgeschlagen, die andere
Hälfte vom Parlament. Das heißt unter den gegebenen
Bedingungen der Großen Koalition, dass Sie 23 von
26 Sachverständigen vorschlagen. Die Große Koalition
ist schon schlimm genug; aber dass Sie uns auch noch
antun, sozusagen 90 Prozent der Regelungen bestimmen
zu wollen, ist eine elementare Verletzung von Opposi-
tionsrechten, die wir nicht akzeptieren können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Jetzt kommen wir zu Ihrem großartigen Parlamentari-
schen Beirat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD � Jörg
Tauss [SPD]: �Großartig�! Das ist die richtige
Formulierung!)

Dieser Beirat nimmt Berichte des Deutschen Ethikrates
entgegen. Er darf sich nicht inhaltlich zu ihnen äußern
oder festlegen, er darf keine Anhörungen zu den Stel-
lungnahmen des Ethikrates machen. Das heißt, dieses
Gremium ist nichts anderes als ein Lesezirkel und ein
Briefträger. Das ist ganz eindeutig zu wenig für parla-
mentarische Beteiligung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Man muss sich nur einmal den aktuellen Fall � diese
schwierige Sache, die gerade zu Recht beschrieben
wurde � mit der Organtransplantation anschauen. Die
Empfehlung, die dazu gegeben wurde, halte ich � das
muss ich ganz ehrlich sagen � für himmelschreiend. Da-
rüber, ob man das mit dem Begriff �Ersatzteillager� um-
schreiben sollte, kann man unterschiedlicher Meinung
sein; aber die Empfehlung an sich ist absolut unsensibel.
Das wäre nicht passiert, wenn es eine umfassendere poli-
tische Beratung gegeben hätte. Stellen Sie sich einmal
vor, wir hätten jetzt schon den Parlamentarischen Beirat:
Er hätte als einziges Gremium des Parlaments nichts zu
dieser Empfehlung des Ethikrates sagen können. Das ist
doch absolut grotesk.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Bei der Diskussion, die wir damals hierzu hatten, war
ich der Meinung, dass die Koalitionskollegen zwar nicht
in allen Punkten, die wir hier vorgeschlagen hatten, un-
serer Meinung waren, aber doch in sehr vielen Punkten.
Das war ganz deutlich zu spüren � teilweise bei der
Union, vor allen Dingen aber bei der SPD. Vor diesem
Hintergrund muss ich ganz eindeutig sagen: Das, was
Sie an dem schlechten Gesetzentwurf der Regierung ge-
ändert haben, ist sehr wenig und ist ein Ausdruck von
mangelndem Selbstbewusstsein des Parlaments.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Ich möchte Ihnen stattdessen empfehlen, dem Ethik-
Komitee, das die Linksfraktion und wir in eigenen An-
trägen wortgleich vorschlagen, zuzustimmen; denn das
stellt sicher, dass genau das, was ich an Ihrem Vorschlag
moniert habe, nicht passiert.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Ilse Aigner, CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ilse Aigner (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Erst kürzlich stand an diesem Ort das
Thema Patientenverfügung auf der Tagesordnung. Bei
diesem und weiteren Themen wird eines deutlich: Der
wissenschaftliche Fortschritt � insbesondere im Bereich
der Biomedizin � stellt uns als Gesetzgeber immer wie-
der vor große Herausforderungen.

Wissen und Können der heutigen Biomedizin wach-
sen mit rasender Geschwindigkeit. Es gibt zahlreiche
Grenzsituationen menschlicher Existenz: Zeugung, Ge-
burt, Krankheit, Sterben. Früher befand man sich in die-
sen Situationen nur in der Hand des Schicksals, des Zu-
falls oder � das gilt für mich und für viele andere von
uns � in der Hand Gottes. Heute sind gestaltende Ein-
griffe möglich.

Das löst auf der einen Seite Hoffnung aus, auf der an-
deren Seite Furcht und Skrupel. Die Frage, ob wir alles
dürfen, was wir können, stellt sich immer häufiger.
Selbst wenn wir glauben, etwas entschieden zu haben,
ergeben sich neue Entwicklungen. Diese zwingen uns
immer wieder, getroffene Entscheidungen zumindest
gründlich und sorgfältig zu überdenken.

Wenn wir uns als Parlamentarier mit diesen das
menschliche Leben selbst betreffenden Fragen beschäfti-
gen, spüren wir eines besonders: Die Pluralität der Welt-
anschauungen in unserer Gesellschaft spiegelt sich im
Deutschen Bundestag wider, allerdings nicht entlang der
klassischen Fraktionsgrenzen, sondern quer durch die
Fraktionen. Wenn wir uns dessen bewusst sind, müssen
wir sagen, dass der Deutsche Bundestag in seiner Gänze
die geeignetere Ethikkommission ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Die Wertevielfalt ist dabei ebenso spürbar wie teil-
weise auch eine gewisse Werteunsicherheit. Hinzu
kommt noch, dass sich die Wissenschaft im internationa-
len Verbund entwickelt und auch hier unterschiedliche
Wertordnungen zwangsläufig aufeinander treffen. Der
Umgang mit embryonalen Stammzellen ist hierfür ge-
nauso ein Beispiel wie die Sterbehilfe.

Um sich diesen Fragen besonders zu widmen, wurde
in den beiden vergangenen Legislaturperioden, wie
schon angesprochen, jeweils eine Enquete-Kommission
eingesetzt. Daneben richtete die Bundesregierung einen
Nationalen Ethikrat ohne Beteiligung des Parlaments
ein. Deshalb fehlte dem Nationalen Ethikrat von Anfang
an eine gewisse demokratische Legitimation. Zwischen
beiden Gremien wurde nicht selten ein Konkurrenzver-
hältnis festgestellt, das dem Ansehen beider Einrichtun-
gen nicht immer dienlich war.

Aus dieser Situation entstand die Idee eines Deut-
schen Ethikrates als Beratungsgremium für Bundestag
und Bundesregierung auf dem Gebiet der Lebenswis-
senschaften. An dieser Stelle sei angemerkt, dass wir
durch die Formulierung �insbesondere auf dem Gebiet
der Lebenswissenschaften� die Anmerkung des Bundes-
tagspräsidenten aufgenommen haben, dass angrenzende
Themen sehr wohl mitbehandelt werden können und sol-
len.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Als Aufgaben wurden definiert: die Information der
Öffentlichkeit � wir haben hier das Prinzip umgekehrt
und im parlamentarischen Verfahren die Nichtöffentlich-
keit gegen die Öffentlichkeit ausgetauscht � und die Er-
arbeitung von Stellungnahmen und Empfehlungen für
politisches und gesetzgeberisches Handeln.

Das Parlament und die Bundesregierung sollen vom
Deutschen Ethikrat beraten werden. Meines Erachtens
schließt sich eine Personalunion von Ratgebern und zu
Beratenden aus. Deshalb sollen dem Deutschen Ethikrat
weder Mitglieder des Deutschen Bundestages noch der
Bundesregierung angehören. Stattdessen sollen seine
Mitglieder je zur Hälfte vom Deutschen Bundestag und
von der Bundesregierung vorgeschlagen und vom Präsi-
denten respektive der Präsidentin des Deutschen Bun-
destages berufen werden.

Das Gremium ist unabhängig und an keine Weisun-
gen gebunden. Die Mitglieder sollen keinen bestimmten
Interessengruppen angehören, sondern als unabhängige
Persönlichkeiten in den Rat berufen werden. Das ist das
Entscheidende: Sie stimmen nicht über Gesetze ab, auch
nicht über Gesetze mit ethischer Relevanz. Dieses Recht
und diese Pflicht haben ausschließlich wir Parlamenta-
rier.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Im Gegensatz zu anderen Fachthemen können wir uns
hier nicht so leicht auf das Urteil anderer verlassen, die
Spezialisten auf diesem Gebiet sind. Niemand von uns
kann die Entscheidung über ethische Fragestellungen an
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wenige andere delegieren, auch wenn sie noch so gute
Spezialisten sind. In Fragen der Ethik können nur wir al-
lein entscheiden.

Der Bundestagspräsident wird in diesem Zusammen-
hang immer falsch zitiert. Mit Erlaubnis der Präsidentin
zitiere ich aus dem Protokoll:

Wir können alle miteinander kein Interesse daran
haben, dass der Eindruck entsteht, es gebe im Deut-
schen Bundestag eine kleine Anzahl von Ethik-
experten, aber der große Rest sei bei ethischen Fra-
gen entweder nicht interessiert oder indifferent.

Das waren die Worte des Präsidenten des Deutschen
Bundestages. Er hat also keine Zusammensetzung des
Gremiums bestehend aus Parlamentariern und Sachver-
ständigen gefordert.

Wenn auch die Zweckbestimmung des Deutschen
Ethikrates als Beratungsgremium für Bundestag und
Bundesregierung die Mitwirkung von Mitgliedern der
beiden Verfassungsorgane meines Erachtens ausschließt,
so erscheint es uns Koalitionsfraktionen doch sinnvoll,
eine ständige Verbindung zwischen Deutschem Ethikrat
und Parlament herzustellen. Diesem Anliegen möchten
wir mit der Einrichtung eines Parlamentarischen Beirats
entsprechen. In diesem neunköpfigen Gremium sollen
alle Fraktionen � entsprechend ihrer Stärke im Parlament �
vertreten sein. Auf diese Weise soll die Kommunikation
zwischen dem Deutschen Ethikrat und dem Parlament
gewährleistet sein. 

Auf den Deutschen Ethikrat warten viele Themen.
Viele der Themen, mit denen sich der Deutsche Ethikrat
befassen wird, wurden bereits in den Enquete-Kommis-
sionen und im Nationalen Ethikrat ausgiebig erörtert. Es
gilt, daran anzuknüpfen und die Beratungsergebnisse un-
ter Berücksichtigung neuer Erkenntnisse und veränderter
Rahmenbedingungen fortzuentwickeln. 

Wir werden die Arbeit des Deutschen Ethikrates auf-
merksam verfolgen. Wir erhoffen uns erhellende Bei-
träge, die jeden Einzelnen bei der schwierigen persönli-
chen Entscheidungsfindung unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege Jörg

Tauss, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Jörg Tauss (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lieber

Kollege Seifert, ich bin über die Diktion, die Sie verwen-
det haben, erschrocken. Ich bin Organspender; ich habe
einen entsprechenden Ausweis in meinem Geldbeutel. 

(Dr. Ilja Seifert [DIE LINKE]: Das kann doch 
jeder selbst entscheiden!)

Ich fühle mich nicht wie ein Ersatzteillager. Ich möchte
an einem Punkt meines Lebens, von dem ich hoffe, dass
er nicht eintritt � beispielsweise nach einem Unfall �,

nach Feststellung des Hirntods einen Beitrag dazu leis-
ten, dass ein anderer Mensch überlebt. Ich sage in aller
Deutlichkeit: Ich halte es nicht für angemessen, wie hier
darüber gesprochen worden ist. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Man muss einmal überlegen, was Schwerstbehin-
derte, Hirnkranke, Blinde, Nierenkranke � in meinem
Wahlkreis halte ich engen Kontakt zu ihnen � und andere
Betroffene empfinden, wenn sie das hier hören. Herr
Kollege Seifert, gerade als Vertreter und Sprecher der
Behinderten sollten Sie das berücksichtigen. 

Herr Kollege Loske, ein Wort zu der Diktion insge-
samt, die die Opposition 

(Dr. Karl Addicks [FDP]: Teile der 
Opposition!)

� mit Ausnahme der FDP; der Kollege Barth ist ent-
schuldigt, er hätte dies anders dargestellt � heute gewählt
hat. Ich denke, die Fundamentalkritik, die Sie geäußert
haben, beschädigt möglicherweise ein Stück weit das
künftige Gremium, den Beirat. Wenn ich alles, was vom
Kollegen Loske und vom Kollegen Seifert vorgetragen
worden ist, ernst nähme, dann müsste ich sagen: Grüne
und PDS dürften eigentlich ihren Sitz in diesem Gre-
mium überhaupt nicht einnehmen. 

(Dr. Reinhard Loske [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist Kokolores! Wir reden hier
über abstrakte institutionelle Fragen und nicht
über Personen! Blödsinn!)

Ich bin mir aber sicher, dass sie ihn einnehmen werden. 

Um jeder Legendenbildung entgegenzuwirken: Die
Anregungen des Herrn Bundestagspräsidenten, die frak-
tionsübergreifend begrüßt worden sind, wurden � das ist
in der Rede der Kollegin Aigner angeklungen � vollin-
haltlich und vollumfänglich in den Änderungsantrag auf-
genommen. Das muss man doch an dieser Stelle einmal
feststellen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Die Aufgabenstellung des Deutschen Ethikrates ist
erweitert worden. Die Einrichtung der Geschäftsstelle ist
verwaltungsrechtlich einwandfrei geklärt worden. Das
Regel-Ausnahme-Verhältnis hinsichtlich der Öffentlich-
keit der Sitzungen ist, wie von allen Fraktionen ge-
wünscht, im Gesetz umgedreht worden. 

Herr Kollege Loske, Sie beklagen, dass es durchaus
noch Möglichkeiten gibt, unter sich zu tagen. Das ma-
chen wir doch auch! Es muss doch möglich sein, in ei-
nem kleineren Kreis oder Gremium nachzudenken, ge-
rade über die Fragen, die angesprochen worden sind,
ohne daraus eine öffentliche Sitzung zu machen. Das ist
doch selbstverständlich. Wir erleben das auch hier im
Hause; das ist auch im parlamentarischen Umfeld nor-
maler Umgang. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Es war vom Deutschen Ethikrat auch so gewünscht. Ich
habe die Bitte, hier ebenfalls auf dem Boden zu bleiben. 
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Wie gesagt, ich bedanke mich sehr bei Herrn
Lammert dafür, dass er so eine konstruktive Rolle einge-
nommen hat. 

Im Deutschen Bundestag � das ist angeklungen; ich
will es nach der grundsätzlichen Kritik aber noch einmal
sagen � laufen auch bei ethischen Grundsatzfragen wei-
terhin alle Fäden zusammen. Das ist richtig so. Wir kön-
nen das nicht delegieren, nicht an Beiräte und auch nicht
an irgendjemanden sonst. Die Fäden laufen hier zusam-
men. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Herr Kollege Loske, bei der 50:50-Regelung wären
wir Ihnen gern entgegengekommen; darüber kann man
diskutieren. Sie haben gesagt, das sei für Sie ein Essen-
tial. Ich akzeptiere das. Natürlich muss ich auch akzep-
tieren, dass wir einen Koalitionspartner haben. Auch ich
habe manchmal Essentials, bei denen ich sage: An die-
sem Punkt, an diesem Vorschlag ist nicht zu rütteln.
Auch das muss man im demokratischen Entscheidungs-
prozess akzeptieren. Die Entscheidung ist auch durchaus
vertretbar. 

Wir müssen uns nichts vormachen: Ich hatte über-
haupt keine Probleme mit dem Nationalen Ethikrat, wie
er unter Rot-Grün bestand. Ich hatte mit dem Kollegen
Rachel darüber sogar gelegentlich Krach, als er noch
Oppositionsabgeordneter war. Man hält es heute gar
nicht mehr für möglich, wie er damals die Rechte der
Opposition eingefordert hat. In einem Kritikpunkt hatte
Herr Rachel damals allerdings recht: Es gab keine Mög-
lichkeit für die Opposition, übrigens auch nicht für die
Koalitionsfraktionen, sich in diesen Rat einzubringen.
Ich hatte das damals verteidigt, weil ich der Auffassung
war, Bundeskanzler Schröder müsse die Möglichkeit ha-
ben, ein Gremium, das ihn beraten soll, auch entspre-
chend zusammenzusetzen. Jetzt ist es aber so, dass die
Mitglieder dieses Gremiums zur Hälfte von den Parla-
mentariern und zur Hälfte von der Exekutive vorgeschla-
gen werden und erstmals auch ein institutionalisiertes
Recht für die Opposition vorhanden ist, Vorschläge zu
unterbreiten. 

Kollege Loske, ich bin mir sicher, dass wir so wie vor
kurzem bei der Diskussion um die Stammzellforschung
erstaunt feststellen werden, dass sich viele Sachverstän-
dige auch fraktions- und parteiübergreifend äußern wer-
den. Es handelt sich doch hierbei nicht um eine partei-
politische Veranstaltung, 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

sondern wir wollen, dass die Menschen, die in diesem
Land in ethischen Fragen etwas zu sagen haben, Kollege
Seifert, in diesem Gremium vertreten sind. Das werden
wir gemeinsam � Parlament und Regierung � mit unserer
Auswahl der 26 Persönlichkeiten schaffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann nicht
nachvollziehen, dass hier in der Diskussion zum Teil Ka-
tegorienfehler begangen werden; auch der �taz� sind sol-
che Fehler unterlaufen. Kollege Seifert, vielleicht müs-
sen wir uns darüber wirklich noch einmal separat
unterhalten. Ich habe aber den Eindruck, Sie haben den
Gesetzentwurf nicht gelesen. Es geht hier nicht um

Macht oder Ähnliches. Es muss doch möglich sein, Fra-
gen ethischer Entscheidung von der Frage der organisa-
torischen und demokratischen Zusammensetzung zu
trennen. Entschieden wird weiterhin im Bundestag. 

(Ilse Aigner [CDU/CSU]: So ist es!)
Das habe ich gerade schon gesagt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich fürchte, dass die
Frau Präsidentin mir bald signalisieren wird, dass meine
Redezeit abläuft. Wenn Sie mir zusätzliche Redezeit ge-
ben, könnte ich die wunderbaren Inhalte der übrigen drei
Manuskriptseiten noch vortragen. Aber da das nicht der
Fall ist, äußere ich die herzliche Bitte, die Handlungs-
möglichkeiten des Ethikbeirates nicht kleinzureden. Der
Ethikbeirat ist keine Postverteilungsstelle. Wir sollten
ihn auch nicht selbst dazu ernennen. Der Ethikbeirat ist
in der Lage, dieses Parlament bei nationalen und interna-
tionalen Gesetzgebungsprozessen zu begleiten, und wird
damit zu einem Teil von uns. Genau dieses Recht haben
übrigens Enquete-Kommissionen explizit nicht. Die Be-
gleitung von Gesetzgebungsverfahren ist nicht Teil der
Arbeit von Enquete-Kommissionen. Insofern gibt es
auch in diesem Punkt eine Verbesserung. 

Liebe Frau Präsidentin, ich habe es befürchtet: Sie si-
gnalisieren mir tatsächlich, dass meine Redezeit zu Ende
ist. Ich bedanke mich bei allen im Haus, die an diesem
Gesetzentwurf mitgewirkt haben. Es war ein sonntägli-
ches Vergnügen, Frau Kollegin Aigner, mit Frau
Schavan und Ihnen unter Hinzuziehung des Kollegen
Röspel die letzten Kompromisse zu finden. Ich bedau-
ere, dass nicht alle in diesem Haus den Kompromiss so
würdigen, wie wir es uns erhofft haben. Damit müssen
wir leben. Aber in der konkreten Arbeit, lieber Kollege
Loske � das ist meine Auffassung �, werden wir dank
dieses Beirates wesentlich mehr bewirken, als es heute
zum Ausdruck gekommen ist.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU � Zu-
ruf von der FDP: Da hätte ich jetzt gerne noch
stundenlang zugehört!)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Ein-
richtung des Deutschen Ethikrats. Der Ausschuss für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung
empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 16/5136, den Gesetzentwurf der
Bundesregierung auf Drucksache 16/2856 in der Aus-
schussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die
dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen
wollen, um das Handzeichen. � Wer stimmt dagegen? �
Enthaltungen? � Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter
Beratung mit den Stimmen von SPD, CDU/CSU und
FDP bei Gegenstimmen des Bündnisses 90/Die Grünen
und der Fraktion Die Linke angenommen.

Dritte Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. �
Wer stimmt dagegen? � Enthaltungen? � Der Gesetzent-



9610 Deutscher Bundestag � 16. Wahlperiode � 94. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. April 2007

(A) (C)

(B) (D)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner

wurf ist damit mit demselben Verhältnis wie in der zwei-
ten Beratung auch in dritter Beratung angenommen.

Wir setzen die Abstimmungen zur Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Tech-
nikfolgenabschätzung fort.

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner
Beschlussempfehlung auf Drucksache 16/5136 die Ab-
lehnung des Antrags der Fraktion des Bündnisses 90/Die
Grünen auf Drucksache 16/3199 mit dem Titel: �Einset-
zung eines Ethik-Komitees des Deutschen Bundesta-
ges�. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? � Wer
stimmt dagegen? � Enthaltungen? Die Beschlussemp-
fehlung ist mit Stimmen von SPD, CDU/CSU und FDP
bei Gegenstimmen von Bündnis 90/Die Grünen und von
der Fraktion Die Linke angenommen. 

(Dr. Karl Addicks [FDP]: Stopp! Das stimmt 
nicht! Herr Seifert hat anders gestimmt!)

Unter Buchstabe c seiner Beschlussempfehlung auf
Drucksache 16/5136 empfiehlt der Ausschuss die Ab-
lehnung des Antrags der Fraktion Die Linke auf Druck-
sache 16/3277 mit dem Titel �Einsetzung eines Ethik-
Komitees des Deutschen Bundestages�. Wer stimmt für
diese Beschlussempfehlung? � Wer stimmt dagegen? �
Enthaltungen? Die Beschlussempfehlung ist ebenfalls
mit den Stimmen von SPD, CDU/CSU und FDP bei Ge-
genstimmen von Bündnis 90/Die Grünen und von der
Fraktion Die Linke angenommen.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter
Buchstabe d seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 16/5136 die Ablehnung des Antrags der Fraktion
der FDP auf Drucksache 16/3289 mit dem Titel �Ein-
richtung eines Parlamentarischen Beirates für Bio- und
Medizinethik�. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? � Wer stimmt dagegen? � Enthaltungen? Die Be-
schlussempfehlung ist mit den Stimmen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und CDU/CSU bei Gegenstimmen
der FDP und Enthaltung der Fraktion Die Linke ange-
nommen. 

Abstimmung über den Antrag der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD auf Drucksache 16/5128 mit dem
Titel �Einrichtung eines Parlamentarischen Beirats zu
Fragen der Ethik insbesondere in den Lebenswissen-
schaften�. Wer stimmt für diesen Antrag? � Wer stimmt
dagegen? � Enthaltungen? Auch dieser Antrag ist mit
Stimmen von SPD, CDU/CSU und FDP bei Gegenstim-
men vom Bündnis 90/Die Grünen und von der Fraktion
Die Linke angenommen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 12 a und 12 b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Birgit
Homburger, Martin Zeil, Jens Ackermann, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Mehr Anreize beim Bürokratieabbau � Für
eine Kostenerstattung staatlicher Pflicht-
dienste

� Drucksache 16/4605 �
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f)
Innenausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Heinrich L. Kolb, Birgit Homburger, Jens
Ackermann, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Entlastung kleiner und mittlerer Betriebe
durch Abbau bürokratischer Regelungen im
Sozialrecht

� Drucksache 16/3163 �
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Gesundheit 

Die Kollegen Peter Rauen, Alexander Dobrindt und
Christian Lange sowie die Kolleginnen Birgit
Homburger, Sabine Zimmermann und Kerstin Andreae
haben ihre Reden zu Protokoll gegeben.1) 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 16/4605 und 16/3163 an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen.
Sind Sie damit einverstanden? � Das ist der Fall. Dann
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Verbes-
serung der Durchsetzung von Rechten des
geistigen Eigentums

� Drucksache 16/5048 �
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Die Kollegen Norbert Geis, Dirk Manzewski,
Wolfgang Ne�ković und Jerzy Montag sowie der Parla-
mentarische Staatssekretär Alfred Hartenbach und die
Kollegin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger haben
ihre Reden zu Protokoll gegeben.2)

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 16/5048 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es
dazu anderweitige Vorschläge? � Das ist nicht der Fall.
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 14 a und 14 b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Herbert Schui, Dr. Barbara Höll, Werner
Dreibus, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der LINKEN

Privatisierungsfolgen seriös bilanzieren � Pri-
vatisierungen aussetzen

� Drucksache 16/3914 �
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Finanzausschuss
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

1) Anlage 5
2) Anlage 6
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als im Jahr davor. Das ist fast jedes sechste Kind. An der
Spitze des Zuwachses steht mit fast 13 Prozent mein Hei-
matbundesland Baden-Württemberg. Hier wird nach dem
Motto gehandelt: Wir können alles außer Kinder aus der
Armut raushalten. Das alles ist ein Skandal. Diese Ana-
lyse der Linksfraktion teilen wir.

Nun könnte man steuersystematisch argumentieren.
Das ist bei der Mehrwertsteuer allerdings schwierig,
denn ihre Erhebung folgt keiner überzeugenden Logik.
Sozialpolitische Steuerungsansätze, die Stärke von Lob-
bygruppen und EU-rechtliche Bestimmungen haben den
Mehrwertsteuerkatalog zu einem unübersichtlichen Re-
gelwerk werden lassen. Es gibt absurde Beispiele: Mine-
ralwasser wird voll besteuert, Leitungswasser nicht,
Hausschweine und Trüffel ermäßigt, Wildschweine und
Süßkartoffeln voll � die Liste ließe sich beliebig fortset-
zen. Meine Fraktion hat bereits angeregt, die Mehrwert-
steuersystematik im Finanzausschuss grundsätzlich zu
diskutieren; es ist dringend notwendig.

Es stellt sich aber die Frage, ob der Schlüssel zu weni-
ger Kinderarmut in Deutschland wirklich bei der Mehr-
wertsteuer liegt und nicht bei der Kinderbetreuung.
Denn eine Ermäßigung an dieser Stelle bedeutet keines-
wegs, dass die Preise sinken. Sie würde der Handel mög-
licherweise konstant halten, seine Gewinnmarge würde
hingegen steigen. Kinderarmut wird aber nicht verrin-
gert, indem man die Gewinne der Anbieter von Kinder-
kleidung und Windeln erhöht.

Wir setzen die Prioritäten anders. Für uns stehen bes-
sere Angebote zur Kinderbetreuung bei der Bekämpfung
der Kinderarmut im Vordergrund. Alleinerziehende Müt-
ter und Väter und ihre Kinder haben das größte Risiko,
in die Armutsfalle zu geraten. Besonders die Union for-
dert, sie sollen flexibel dem Arbeitsmarkt zur Verfügung
stehen, auch weite Wege zur Arbeitsstelle in Kauf neh-
men. Viele sind dazu bereit � wenn die Kinderbetreuung
gesichert wäre. Bessere Kinderbetreuungseinrichtungen
können übrigens nicht nur Alleinerziehende gut gebrau-
chen. Gäbe es in Deutschland mehr Zweiverdienerfami-
lien, würde das Armutsrisiko für Kinder sinken. Denn
wenn beide Eltern verdienen, ist das Risiko, im Falle
von Arbeitslosigkeit eines Elternteils in Armut zu lan-
den, weit geringer, als wenn die ganze Familie von nur
einem Verdiener abhängig ist.

Besonders in den westdeutschen Flächenländern ist
das Betreuungsangebot aber armselig. Hier muss die
Bundesregierung in dieser politischen Gemeinschafts-
aufgabe von Bund und Ländern dringend handeln; es
darf nicht noch mehr Zeit verschwendet werden. Warum
an dieser Stelle nicht endlich mal �durchregieren� und
gemeinsam mit den Ländern etwas tun gegen die Kinder-
armut in Deutschland? Stattdessen liefern SPD und
Union völlig unvereinbare Finanzierungsideen. Die Kon-
servativen wollen frisches Geld in die Hand nehmen, die
Sozialdemokraten bestehendes umschichten. Ja, was
denn nun?

Wir Grünen haben schlüssige Finanzierungskonzepte
vorgelegt. Allein schon das verfassungskonforme Ab-
schmelzen eines Teils des Ehegattensplittings in Höhe
von insgesamt 20 Milliarden Euro würde der öffentlichen

Hand genügend Spielraum verschaffen, um die Kinder-
betreuung deutlich auszubauen. Stattdessen steckt der
Staat das Geld bisher lieber in die Förderung möglichst
großer Einkommensunterschiede bei Verheirateten. Un-
ser Vorschlag der Individualbesteuerung würde 5 Milliar-
den Euro bringen. Damit könnte man eine Menge gegen
die Kinderarmut in Deutschland tun.

Anlage 4

Zu Protokoll gegebene Rede

zur Beratung:

� Entwurf eines Gesetzes zur Einrichtung des
Deutschen Ethikrats (Ethikratgesetz �
EthRG)

� Beschlussempfehlung und Bericht zu den
Anträgen:

� Einsetzung eines Ethik-Komitees des
Deutschen Bundestages

� Einrichtung eines Parlamentarischen Bei-
rates für Bio- und Medizinethik

� Antrag: Einrichtung eines Parlamentari-
schen Beirates zu Fragen der Ethik insbe-
sondere in den Lebenswissenschaften
(Ethikbeirat)

(Tagesordnungspunkt 11 a bis c)

Uwe Barth (FDP): Wir schließen heute eine sehr
wichtige Debatte ab. Wir entscheiden darüber, ob dem
Deutschen Bundestag künftig ein unabhängiges und in-
terdisziplinär zusammengesetztes Sachverständigengre-
mium zur Beratung in Fragen mit starken ethischen As-
pekten zur Seite stehen wird. Mit fortschreitenden
wissenschaftlichen Erkenntnissen werden die Möglich-
keiten für menschliche Handlungen, die man auch als
Eingriffe in die Natur bezeichnen und verstehen kann,
immer größer. Ethische Fragestellungen werden dabei
eine zunehmende Rolle spielen. Dies gilt sowohl auf me-
dizinischem als auch auf naturwissenschaftlichem Ge-
biet.

Besonders wichtig für die Legitimation des Gre-
miums und gleichzeitig grundsätzlicher Unterschied
zum Vorgängergremium ist die Benennung der Mitglie-
der durch das Parlament. Wenn beide Seiten, Legislative
und Administrative je zur Hälfte die Mitglieder des
Deutschen Ethikrats benennen, wird ein Geburtsfehler
des vormaligen Nationalen Ethikrates aus rot-grüner Re-
gierungszeit heute so nicht wiederholt. Der Deutsche
Ethikrat hat damit eine demokratische Legitimation.

Parlament und Bundesregierung brauchen für ihre Ar-
beit und für ihre Entscheidungsfindung unabhängige, be-
ratende Gremien. Der Ethikrat ist ein Beratungsgremium
für das Parlament. Er ist eben nicht �ein Expertengre-
mium, das hinter verschlossenen Türen tagt�, wie es ei-
nige Kollegen der Linken, Grünen und SPD vor einiger
Zeit formulierten. Der Ethikrat muss und wird sich in
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seiner Arbeit durch Transparenz und öffentliche Bericht-
erstattung auszeichnen. 

Ich glaube, dass der Deutsche Ethikrat unabhängig ar-
beiten, sich Themen teils selbst setzen sowie Aufträge
von Parlament und Regierung entgegennehmen muss.
Da wir uns nicht selbst beraten wollen, ist eine ständige
Mitarbeit von Abgeordneten und Regierungsmitgliedern
im Ethikrat eben nicht notwendig. 

Ich freue mich, dass meine Hinweise aus der ersten
Debatte Aufnahme in den nun vorliegenden Antrag fan-
den. So kann der Deutsche Ethikrat ein breites Aufga-
benfeld bearbeiten und ist eben nicht auf Lebenswissen-
schaften beschränkt. Es können ebenso angrenzende
Themen wie �Patientenverfügung� und �Sterbehilfe� be-
arbeitet und entsprechende Empfehlungen zur ethischen
Bewertung abgegeben werden. Mit dem Deutschen Ethik-
rat verfügen wir über ein Instrument der modernen
Politikberatung.

Klar ist aber auch: Der Deutsche Ethikrat wird eine
qualifizierte parlamentarische Debatte nicht ersetzen
können. Der Ort für politische Debatten ist das Parla-
ment. Wir als Abgeordnete müssen diese politische De-
batte im Plenum und den Ausschüssen führen. Es dürfen
eben  nicht, wie bei Rot-Grün verstärkt geschehen, Dis-
kussionen um derart grundsätzliche Fragen in Räten, an
runden Tischen und in Kommissionen sozusagen ausge-
lagert werden. 

Wir müssen als Parlamentarier weit vorausschauen
und dabei auch Entwicklungen beraten, die wir als künf-
tig bedeutsam erkennen, die aber heute vielleicht noch
nicht unmittelbar Bedeutung haben. Dazu gehört zum
Beispiel die Rolle der modernen Medizin vor dem Hin-
tergrund einer alternden Gesellschaft und stark belasteter
sozialer Sicherungssysteme. Es geht darum, schon heute
Entwicklungen zu erkennen, Chancen aufzuzeigen und
natürlich diese Prozesse auch ethisch zu bewerten und
entsprechend politisch verantwortungsbewusst zu gestal-
ten.

Ich freue mich deshalb, dass uns heute auch ein An-
trag der Koalition zur Einrichtung eines Parlamentari-
schen Beirats zu Fragen der Ethik insbesondere in den
Lebenswissenschaften, Ethikbeirat, zur Abstimmung
vorliegt. Genau an dieser Stelle setzte der Vorschlag der
FDP an, einen parlamentarischen Beirat für Bio- und
Medizinethik einzurichten.

Ich hatte Herrn Tauss in der ersten Plenardebatte ge-
beten, seinen Einfluss doch dahin gehend geltend zu ma-
chen, die Koalition von der Richtigkeit unseres Vor-
schlages überzeugen. Ich freue mich, dass auch Frau
Aigner unsere Bitte ernst genommen hat und sich für
eine Änderung am Gesetzentwurf eingesetzt und einem
parlamentarischen Beirat ihre Zustimmung gegeben hat.
Leider ist es nicht zu einem interfraktionellen Antrag ge-
kommen. Dem vorgeschlagenen Beirat werden wir aber
unsere Zustimmung geben, weil auch dieses Gremium
nicht nur auf die Bearbeitung lebenswissenschaftlicher
Themen beschränkt ist. Genau das ist nach meiner Lesart
durch den geänderten Entwurf der Regierungsfraktionen

auch gegeben. Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, dass
diese Lesart tatsächlich nicht in Frage gestellt wird. 

Der Beirat soll einschlägige Gesetzgebungsprozesse
auf nationaler und europäischer Ebene in Zusammen-
arbeit mit den parlamentarischen Gremien, also auch mit
anderen Ausschüssen, begleiten. Insofern kann er auch
Außenstehende zu Beratungen hinzuziehen und Anhö-
rungen durchführen; hier unterliegt Kollegin Hinz einem
Missverständnis. Keine Anhörungen darf der Beirat zu
Stellungnahmen und Berichten des Ethikrates durchfüh-
ren; er darf dem Ethikrat aber sehr wohl Aufträge ertei-
len und zu eigenen Themen, zu denen noch keine Stel-
lungnahmen und Berichte des Ethikrates vorliegen,
natürlich auch Anhörungen und inhaltliche Befassungen
durchführen. Deshalb stimmen wir dem Antrag der Re-
gierungsfraktionen und auch dem Gesetzentwurf zum
Ethikratgesetz zu.

Anlage 5

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung der Anträge:

� Mehr Anreize beim Bürokratieabbau � Für
eine Kostenerstattung staatlicher Pflicht-
dienste

� Entlastung kleiner und mittlerer Betriebe
durch Abbau bürokratischer Regelungen im
Sozialrecht

(Tagesordnungspunkt 12 a und b)

Peter Rauen (CDU/CSU): Keine Frage, unsere Un-
ternehmen sind mit zu viel Bürokratie belastet. Das gilt
natürlich auch für die Berichts- und Meldepflichten, wie
diese in dem Antrag zum Sozialrecht richtig beschrieben
sind. Es gilt also generell, Sinnvolles von Nutzlosem zu
scheiden. Denn nur der Nutzen beweist den Sinn und die
Wirkung eines Gesetzes.

Insofern begrüße ich jeden sinnvollen Vorschlag, der
unserer mittelständischen Wirtschaft Hürden aus dem
Weg räumen will. Und ich freue mich schon jetzt auf an-
regende Gespräche im Ausschuss. Wer nämlich Unter-
nehmen von sinnlosen Meldepflichten entlasten will,
dem sollte man in Ruhe zuhören!

Gleichwohl gebe ich zu bedenken, dass der von der
Bundesregierung eingesetzte Normenkontrollrat mit
eben diesen Aufgaben bereits intensiv beschäftigt ist.
Und er kontrolliert nicht nur neue Gesetze auf Bürokra-
tiekosten, sondern eben auch bereits bestehende � § 4
Abs. l Ziffer 6 Normenkontrollratsgesetz �, was im An-
trag der FDP allerdings bestritten wird. 

Dass der Normenkontrollrat damit gut beschäftigt ist,
zeigt allein schon die Anzahl der Gesetze, die allein zur
Arbeitslosen-, Renten-, Kranken- und Pflegeversiche-
rung in den letzten zehn Jahren erlassenen wurden: Es
sind 120! Dazu kommen noch etliche Verordnungen.
Das ist im Schnitt mehr als ein neues Regelwerk pro


